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Spruch
C10 419832-1/2011/6E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Daniel LEITNER als Vorsitzenden und den Richter MMag. Dr. René
BRUCKNER als Beisitzer Uber die Beschwerde des XXXX, StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes
vom 30.05.2011, ZI. 11 01.246-BAE, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den
Richter Mag. Daniel LEITNER als Vorsitzenden und den Richter MMag. Dr. René BRUCKNER als Beisitzer Uber die
Beschwerde des romisch 40 , StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 30.05.2011, ZI. 11
01.246-BAE, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

In Erledigung der Beschwerde wird der bekampfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemalR8 66 Abs. 2 AVG
zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurlckverwiesen.In
Erledigung der Beschwerde wird der bekampfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemalR Paragraph 66,
Absatz 2, AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt
zurtickverwiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt
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1. Der Beschwerdefihrer (im Folgenden: Bf.) hat nach unrechtmaRiger und schlepperunterstitzter Einreise in das
Osterreichische Bundesgebiet am 07.02.2011 den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz gemal? § 2 Abs.
1 Z 13 des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100/2005 idgF, gestellt.1. Der Beschwerdefuhrer (im Folgenden:
Bf.) hat nach unrechtmaRiger und schlepperunterstitzter Einreise in das Osterreichische Bundesgebiet am 07.02.2011
den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz gemal3 Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, des Asylgesetzes
2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, idgF, gestellt.

Am gleichen Tag fand vor einem Organ der Bundespolizei die niederschriftliche Erstbefragung des Bf. statt.

In weiterer Folge wurde der Bf. am 16.03.2011 vor dem Bundesasylamt, Aul3enstelle Eisenstadt (im Folgenden: BAE) im

Asylverfahren niederschriftlich einvernommen.

2. Das Bundesasylamt hat mit dem oben im Spruch angefihrten Bescheid, zugestellt am 31.05.2011, den
gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz beziglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten
gemall 8§ 3 Abs. 1iVm.§ 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt I.), dem Bf. gemaR 8 8 Abs. 1 AsylG 2005
den Status des subsidiér Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt Il.) und ihm gemal 8 8 Abs. 4 AsylG 2005 eine
befristete Aufenthaltsberechtigung erteilt (Spruchpunkt Ill.).2. Das Bundesasylamt hat mit dem oben im Spruch
angefihrten Bescheid, zugestellt am 31.05.2011, den gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz bezlglich
der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaR Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2,
Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt rémisch eins.), dem Bf. gemal3 Paragraph 8, Absatz eins,
AsylG 2005 den Status des subsididar Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt rémisch zwei.) und ihm gemaf
Paragraph 8, Absatz 4, AsylG 2005 eine befristete Aufenthaltsberechtigung erteilt (Spruchpunkt rémisch drei.).

3. Gegen den oben genannten Bescheid des Bundesasylamtes richtet sich die beim Bundesasylamt fristgerecht
eingelangte und mit 06.06.2011 datierte Beschwerde des Bf. an den Asylgerichtshof. Darin wurde beantragt, der
Beschwerde stattzugeben und den Bescheid im angefochtenen Umfang aufzuheben oder abzuandern.

Die gegenstandliche Beschwerde und die bezughabenden Verwaltungsakten wurden dem Asylgerichtshof am
17.06.2011 vom Bundesasylamt vorgelegt.

4. In Stattgebung des fristgerecht eingelangten und mit 17.10.2011 datierten Antrages wurde dem Bf. mit
Verfahrensanordnung vom 09.11.2011 gemaR § 75 Abs. 16 iVm.§ 66 Abs. 2 AsylG 2005 idF FrAG 2011 ein
Rechtsberater zur Seite gestellt.4. In Stattgebung des fristgerecht eingelangten und mit 17.10.2011 datierten Antrages
wurde dem Bf. mit Verfahrensanordnung vom 09.11.2011 gemall Paragraph 75, Absatz 16, in Verbindung mit
Paragraph 66, Absatz 2, AsylG 2005 in der Fassung FrAG 2011 ein Rechtsberater zur Seite gestellt.

5. Am 29.05.2012 wurde vom Bundesasylamt eine Kopie des die Verlangerung der Aufenthaltsberechtigung
betreffenden Bescheides Gbermittelt.

Il. Beweiswurdigungromisch zwei. Beweiswurdigung

Der oben angefihrte Verfahrensgang und Sachverhalt ergeben sich aus dem unbedenklichen und unzweifelhaften
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des Bundesasylamtes und des Gerichtsakts des Asylgerichtshofes.

Ill. Rechtliche Beurteilungrémisch drei. Rechtliche Beurteilung
Der Asylgerichtshof hat erwogen:
I1.1. Anzuwendendes Rechtromisch drei.1. Anzuwendendes Recht

1. In der gegenstandlichen Rechtssache sind die Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005)BGBI. | Nr.
100/2005 in der geltenden Fassung, anzuwenden.1. In der gegenstandlichen Rechtssache sind die Bestimmungen des
Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der geltenden Fassung, anzuwenden.

2. Weiters anzuwenden sind die Bestimmungen des Asylgerichtshofgesetzes (AsylGHG),BGBI. | Nr. 4/2008, und gemal
§ 23 Abs. 1 AsylGHG die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG),BGBI. Nr.
51/1991, sowie die Bestimmungen des Zustellgesetzes (ZustG),BGBI. Nr. 200/1982, alle in der jeweils geltenden
Fassung. An die Stelle des Begriffs "Berufung" tritt gemaR § 23 Abs. 1 AsylGHG mit Wirksamkeit ab 01.07.2008 der
Begriff "Beschwerde".2. Weiters anzuwenden sind die Bestimmungen des Asylgerichtshofgesetzes (AsylGHG),
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008,, und gemal Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG die Bestimmungen des
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Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991, sowie die
Bestimmungen des Zustellgesetzes (ZustG), Bundesgesetzblatt Nr. 200 aus 1982,, alle in der jeweils geltenden Fassung.
An die Stelle des Begriffs "Berufung" tritt gemal3 Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG mit Wirksamkeit ab 01.07.2008
der Begriff "Beschwerde".

Die maf3geblichen verfassungsrechtlichen Bestimmungen Uber die Einrichtung des Asylgerichtshofes finden sich in den
Art. 129c ff.Die mal3geblichen verfassungsrechtlichen Bestimmungen Uber die Einrichtung des Asylgerichtshofes finden
sich in den Artikel 129 c, ff.

B-VG.

3. GemaR 8 9 Abs. 1 AsylGHG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die
Entscheidung durch Einzelrichter oder verstarkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist.3. Gemal3 Paragraph 9,
Absatz eins, AsylGHG entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten, sofern bundesgesetzlich nicht die Entscheidung
durch Einzelrichter oder verstarkte Senate (Kammersenate) vorgesehen ist.

GemalR 8 61 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Abs. 3 oder 3a
vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes.Gemal Paragraph 61,
Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, oder 3a
vorgesehen ist, durch Einzelrichter Gber Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes.

4. Da im gegenstandlichen Beschwerdeverfahren vor dem Asylgerichtshof kein Fall einer Einzelrichterzustandigkeit iSd.
8 61 Abs. 3 oder 3a AsylG 2005 vorgelegen ist, war die gegenstandliche Rechtssache dem nach der Geschéftsverteilung
des Asylgerichtshofes zustandigen Senat C10 zur Behandlung zuzuweisen.4. Da im gegenstandlichen
Beschwerdeverfahren vor dem Asylgerichtshof kein Fall einer Einzelrichterzustandigkeit iSd. Paragraph 61, Absatz 3,
oder 3a AsylG 2005 vorgelegen ist, war die gegenstandliche Rechtssache dem nach der Geschéftsverteilung des
Asylgerichtshofes zustdndigen Senat C10 zur Behandlung zuzuweisen.

5. GemalR § 41 Abs. 7 AsylG 2005 kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei
ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt § 67d AVG.5. GemaR Paragraph 41, Absatz
7, AsylG 2005 kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung
mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das
Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt Paragraph 67 d, AVG.

Im gegenstandlichen Verfahren konnte eine mindliche Verhandlung unterbleiben, da der Asylgerichtshof die
Voraussetzungen des § 67d Abs. 2 Z 1 AVG als gegeben erachtet, zumal der mit der gegenstandlichen Beschwerde
angefochtene Bescheid des Bundesasylamtes aufzuheben war.Im gegenstandlichen Verfahren konnte eine mindliche
Verhandlung unterbleiben, da der Asylgerichtshof die Voraussetzungen des Paragraph 67 d, Absatz 2, Ziffer eins, AVG
als gegeben erachtet, zumal der mit der gegenstandlichen Beschwerde angefochtene Bescheid des Bundesasylamtes
aufzuheben war.

I1.2. Zum Spruch (Behebung des angefochtenen Bescheides und Zurlckverweisungydmisch drei.2. Zum Spruch
(Behebung des angefochtenen Bescheides und Zurlckverweisung)

1. GemaR § 66 Abs. 2 AVG kann die Berufungsbehdrde, so der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
Durchfihrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen
Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine
im Instanzenzug untergeordnete Behdrde zurlickverweisen. GemaR &8 66 Abs. 3 AVG kann die Berufungsbehdérde
jedoch die mundliche Verhandlung und unmittelbare Beweisaufnahme auch selbst durchfihren, wenn hiermit eine
Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist.1. GemaR Paragraph 66, Absatz 2, AVG kann die Berufungsbehoérde, so der
ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchfiihrung oder Wiederholung einer mundlichen
Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen
Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine im Instanzenzug untergeordnete Behorde
zurlickverweisen. Gemal3 Paragraph 66, Absatz 3, AVG kann die Berufungsbehorde jedoch die mindliche Verhandlung
und unmittelbare Beweisaufnahme auch selbst durchfihren, wenn hiermit eine Ersparnis an Zeit und Kosten
verbunden ist.
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GemalR § 23 Abs. 1 AsylGHG findet die Bestimmung des 8 66 Abs. 2 und 3 AVG auch auf das Verfahren vor dem
Asylgerichtshof mit der MalRgabe Anwendung, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde"
tritt. Gemald Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG findet die Bestimmung des Paragraph 66, Absatz 2 und 3 AVG auch
auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof mit der Mal3gabe Anwendung, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der
Begriff "Beschwerde" tritt.

2. Der Verwaltungsgerichtshof (im Folgenden: VwGH) hat mit Erkenntnissen vom 21.11.2002, Z1.2002/20/0315 und ZI.
2000/20/0084, grundsatzliche Ausfihrungen zur Anwendbarkeit des§ 66 Abs. 2 AVG im Asylverfahren im Allgemeinen
und durch den UBAS als Berufungsbehdrde im Asylverfahren im Besonderen getétigt. Dabei hat er im letztgenannten
Erkenntnis insbesondere ausgeflihrt:2. Der Verwaltungsgerichtshof (im Folgenden: VwGH) hat mit Erkenntnissen vom
21.11.2002, ZI.2002/20/0315 und ZI.2000/20/0084, grundsatzliche Ausfihrungen zur Anwendbarkeit des Paragraph
66, Absatz 2, AVG im Asylverfahren im Allgemeinen und durch den UBAS als Berufungsbehdrde im Asylverfahren im

Besonderen getatigt. Dabei hat er im letztgenannten Erkenntnis insbesondere ausgefihrt:

"Bei der Abwagung der fir und gegen eine Entscheidung gemal38 66 Abs. 2 AVG sprechenden Gesichtspunkte muss
namlich auch berticksichtigt werden, dass das Asylverfahren nicht nur méglichst kurz sein soll. Zur Sicherung seiner
Qualitdt hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug vorgesehen, der zur belangten Behdrde und somit zu einer
gerichtsahnlichen, unparteilichen und unabhangigen Instanz als besonderem Garanten eines fairen Asylverfahrens
fahrt (vgl. bereits das Erkenntnis vom 16. April 2002, ZI. 99/20/0430). Die der belangten Behorde in dieser Funktion
schon nach der Verfassung zukommende Rolle einer ;obersten Berufungsbehorde' (Art. 129¢ Abs. 1 B-VG) wird aber
ausgehohlt und die Einrdumung eines Instanzenzuges zur bloBen Formsache degradiert, wenn sich das Asylverfahren
einem eininstanzlichen Verfahren vor der Berufungsbehorde nahert, weil es das Bundesasylamt ablehnt, auf das
Vorbringen sachgerecht einzugehen und brauchbare Ermittlungsergebnisse in Bezug auf die Verhdltnisse im
Herkunftsstaat in das Verfahren einzufihren."'Bei der Abwagung der fir und gegen eine Entscheidung gemal
Paragraph 66, Absatz 2, AVG sprechenden Gesichtspunkte muss namlich auch bertcksichtigt werden, dass das
Asylverfahren nicht nur méglichst kurz sein soll. Zur Sicherung seiner Qualitat hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug
vorgesehen, der zur belangten Behdrde und somit zu einer gerichtsahnlichen, unparteilichen und unabhangigen
Instanz als besonderem Garanten eines fairen Asylverfahrens fuhrt vergleiche bereits das Erkenntnis vom 16. April
2002, ZI. 99/20/0430). Die der belangten Behdérde in dieser Funktion schon nach der Verfassung zukommende Rolle
einer ;obersten Berufungsbehorde' (Artikel 129 ¢, Absatz eins, B-VG) wird aber ausgehohlt und die Einrdumung eines
Instanzenzuges zur bloBen Formsache degradiert, wenn sich das Asylverfahren einem eininstanzlichen Verfahren vor
der Berufungsbehorde nahert, weil es das Bundesasylamt ablehnt, auf das Vorbringen sachgerecht einzugehen und
brauchbare Ermittlungsergebnisse in Bezug auf die Verhaltnisse im Herkunftsstaat in das Verfahren einzufthren."

In seinem Erkenntnis vom 17.10.2006, ZI.2005/20/0459, hat der VwWGH betont, dass eine Behebung nach§ 66 Abs. 2
AVG nur zulassig ist, wenn eine weitere Verhandlung oder Einvernahme erforderlich ist, was nicht der Fall ware, wenn
die Mangel des erstinstanzlichen Verfahrens durch schriftliches Parteiengehdr saniert werden hatten kdnnen.In
seinem Erkenntnis vom 17.10.2006, ZI. 2005/20/0459, hat der VwWGH betont, dass eine Behebung nach Paragraph 66,
Absatz 2, AVG nur zuldssig ist, wenn eine weitere Verhandlung oder Einvernahme erforderlich ist, was nicht der Fall
ware, wenn die Mangel des erstinstanzlichen Verfahrens durch schriftliches Parteiengehor saniert werden hatten
kénnen.

Der Asylgerichtshof erachtet diese Rechtsprechung des VwWGH auch unverandert auf das Beschwerdeverfahren vor
dem Asylgerichtshof fiir Ubertragbar und sinngemall anwendbar, zumal die Funktion des Asylgerichtshofes als
unabhangige und unparteiische Rechtsmittel- und Rechtsschutzinstanz gegenuber den erstinstanzlichen - und durch
die gleichzeitige Erschopfung des administrativen Instanzenzuges nunmehr auch letztinstanzlichen - Entscheidungen
des Bundesasylamtes der diesbezlglich gleich gelagerten Funktion des UBAS entspricht, wenngleich nicht verkannt
wird, dass der Asylgerichtshof keine Verwaltungsbehérde, sondern ein spezialisiertes Verwaltungsgericht ist.

3. Der Verwaltungsgerichtshof hat nun zusammengefasst in standiger Rechtsprechung betont, dass eine umfangreiche
und detaillierte Erhebung des fir die Entscheidung jeweils maRRgebenden Sachverhaltes durch das Bundesasylamt als
Asylbehorde erster und nunmehr auch letzter administrativbehérdlicher Instanz durchzufihren ist.

Wie sich aus den folgenden Erwadgungen ergibt, ist dies in der gegenstandlichen Rechtssache vom Bundesasylamt
jedoch in qualifizierter Weise unterlassen worden:
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3.1. Wie in der gegenstandlichen Beschwerde zu Recht vorgebracht wird, erweist sich das von der belangten Behérde
durchgefiihrte Ermittlungsverfahren in wesentlichen Punkten als mangelhaft.

Es ist dem Einwand des Bf. in der Beschwerde zu folgen, dass in der Einvernahme vor dem BAE am 16.03.2011 ein
Dolmetscher fur die Sprache Farsi herangezogen wurde, obwohl die Muttersprache des Bf. - wie von ihm selbst auch
stets angegeben wurde - Dari und nicht Farsi ist. Aus der Niederschrift dieser Einvernahme ergibt sich, dass es im
Rahmen der Einvernahme zu Verstandigungsproblemen gekommen ist und eine einwandfreie Ruckuibersetzung
offensichtlich nicht stattgefunden hat. So wurde der Bf. zu Beginn der Einvernahme befragt, ob er bei der
Erstbefragung die Wahrheit gesagt habe und ob er die damals getatigten Angaben aufrechterhalte. In der
Niederschrift wurde protokolliert, dass der Bf. diese Fragen mit "nein" beantwortet hat. Es wurde allerdings tiberhaupt
nicht nachgefragt, aus welchem Grund der Bf. bei der Erstbefragung nicht die Wahrheit gesagt habe bzw. welche
Angaben im Konkreten nicht der Wahrheit entsprechen wirden und ob der Bf. nun etwas richtigstellen wolle. Die
belangte Behorde hat vielmehr vollig ignoriert, dass der Bf. angegeben hat, dass er seine bei der Erstbefragung
getatigten Angaben nicht aufrechterhalten wolle. In einer Gesamtschau hat der Bf. in der Beschwerde durchaus
glaubhaft dargelegt, dass es im Rahmen der Einvernahme vor dem BAE zu nicht unwesentlichen
Verstandigungsproblemen gekommen ist und er auch versucht hat, auf die Fehler und das mangelnde Verstandnis mit
dem Dolmetscher aufmerksam zu machen. In Gesamtschau der Umstande kann es in diesem Fall durchaus
nachvollzogen werden, dass aufgrund des Umstandes, dass die Muttersprache des Bf. Dari ist, in der Einvernahme vor
dem BAE jedoch ein Dolmetscher fir die Sprache Farsi herangezogen wurde, Verstandigungsprobleme aufgetreten
sind. Die belangte Behorde hat jedenfalls aus den in der Einvernahme vor dem BAE aufgetretenen Widersprichen,
ohne naher darauf einzugehen, ob diese eventuell aufgrund der Verstandigungsschwierigkeiten entstanden seien
kénnten, auf die persodnliche Unglaubwirdigkeit des Bf. geschlossen. Warum sie zu dieser Schlussfolgerung gelangt ist,
legte die belangte Behdrde jedoch nicht naher dar.

Des Weiteren ist dem Bf. beizupflichten, wenn er in der Beschwerde angibt, dass er zwar eine Ladung flr eine weitere
Einvernahme vor dem BAE am 23.03.2011 bekommen habe, diese Einvernahme jedoch nicht stattgefunden habe. Der
Bf. legte seiner Beschwerde diese Ladung bei, es findet sich jedoch kein Protokoll einer dazugehérigen Einvernahme im
Akt. Die belangte Behodrde hat im Bescheid nicht ndher dargelegt und es ist auch kein Grund ersichtlich, warum die fr
den 23.03.2011 geplante zweite Einvernahme des Bf. nicht stattgefunden hat.

Die belangte Behorde wird daher unter Heranziehung eines geeigneten Dolmetschers fur die Sprache Dari neuerlich
eine Einvernahme des Bf. durchzufthren und in der Folge die Ergebnisse ihrer Ermittlungen mit dem Bf. zur Wahrung
des Rechts auf Parteiengehor ausreichend zu erértern haben.

3.2. Der Verwaltungsgerichtshof verlangt in seiner standigen Rechtsprechung eine ganzheitliche Wurdigung des
individuellen Vorbringens eines Asylwerbers unter dem Gesichtspunkt der Konsistenz der Angaben, der persénlichen
Glaubwurdigkeit des Asylwerbers und der objektiven Wahrscheinlichkeit seines Vorbringens, wobei letzteres eine
Auseinandersetzung mit (aktuellen) Berichten zur Lage im Herkunftsstaat verlangt (VWGH vom 26.11.2003, ZI.
2003/20/0389). Aufgrund des augenscheinlich mangelnden Ermittlungsverfahrens der belangten Behdrde hat diese
jedenfalls eine solche ganzheitliche Wuirdigung des individuellen Vorbringens nicht vorgenommen, da das
Bundesasylamt dieses offensichtlich nicht anhand der konkret entscheidungsrelevanten aktuellen Situation gewurdigt
hat.

4. Aus Sicht des Asylgerichtshofes verstdRt das Vorgehen der belangten Behorde im gegenstandlichen Fall gegen die in
§ 18 AsylG 2005 determinierten Ermittlungspflichten. Der fir den Umfang der Ermittlungspflicht maRgebliche§ 18
AsylG 2005 bestimmt namlich, dass das Bundesasylamt in allen Stadien des Verfahrens von Amts wegen darauf
hinzuwirken hat, dass die fiir die Entscheidung erheblichen Angaben gemacht oder lickenhafte Angaben Uber die zur
Begrindung des Antrages geltend gemachten Umstande vervollstandigt werden, die Beweismittel flr diese Angaben
bezeichnet oder die angebotenen Beweismittel ergdnzt oder Uberhaupt alle Aufschllisse gegeben werden, welche zur
Begrindung des Antrages notwendig erscheinen. Erforderlichenfalls sind Beweismittel auch von Amts wegen
beizuschaffen.4. Aus Sicht des Asylgerichtshofes verstdRt das Vorgehen der belangten Behdrde im gegenstandlichen
Fall gegen die in Paragraph 18, AsylG 2005 determinierten Ermittlungspflichten. Der fir den Umfang der
Ermittlungspflicht maRgebliche Paragraph 18, AsylG 2005 bestimmt namlich, dass das Bundesasylamt in allen Stadien
des Verfahrens von Amts wegen darauf hinzuwirken hat, dass die fur die Entscheidung erheblichen Angaben gemacht
oder luckenhafte Angaben Uber die zur Begrindung des Antrages geltend gemachten Umstande vervollstandigt
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werden, die Beweismittel fUr diese Angaben bezeichnet oder die angebotenen Beweismittel erganzt oder tberhaupt
alle Aufschlisse gegeben werden, welche zur Begriindung des Antrages notwendig erscheinen. Erforderlichenfalls sind
Beweismittel auch von Amts wegen beizuschaffen.

Diese Rechtsnorm, die eine Konkretisierung der aus § 37 iVm.8 39 Abs. 2 AVG hervorgehenden Verpflichtung der
Verwaltungsbehorde darstellt, den maligebenden Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln und festzustellen, hat die
belangte Behorde in diesem Verfahren jedoch missachtet.Diese Rechtsnorm, die eine Konkretisierung der aus
Paragraph 37, in Verbindung mit Paragraph 39, Absatz 2, AVG hervorgehenden Verpflichtung der Verwaltungsbehdrde
darstellt, den maligebenden Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln und festzustellen, hat die belangte Behorde in
diesem Verfahren jedoch missachtet.

5. Im gegenstandlichen Fall ist der angefochtene Bescheid des Bundesasylamtes und das diesem zugrunde liegende
Verfahren im Ergebnis so mangelhaft, dass die Durchfihrung oder Wiederholung einer Einvernahme unvermeidlich
erscheint. Weder erweist sich der Sachverhalt in Verbindung mit der Beschwerde als geklart, noch ergibt sich aus den
bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entsprache. Im Gegenteil ist das
Verfahren vor dem Bundesasylamt mit den oben dargestellten Mangeln behaftet. Samtliche Erhebungen, welche
grundsatzlich von der belangten Behorde durchzufiihren sind, waren demnach durch den Asylgerichtshof zu tatigen,
sohin verbietet sich unter Berucksichtigung der oben dargestellten Ausfihrungen des Verwaltungsgerichtshofes und
unter Effizienzgesichtspunkten eine Heranziehung des 8 66 Abs. 3 AVG. Besondere Gesichtspunkte, die aus der Sicht
des Asylgerichtshofes gegen eine Kassation des angefochtenen Bescheides sprechen wirden, sind im vorliegenden Fall
nicht erkennbar.5. Im gegenstandlichen Fall ist der angefochtene Bescheid des Bundesasylamtes und das diesem
zugrunde liegende Verfahren im Ergebnis so mangelhaft, dass die Durchfihrung oder Wiederholung einer
Einvernahme unvermeidlich erscheint. Weder erweist sich der Sachverhalt in Verbindung mit der Beschwerde als
geklart, noch ergibt sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen
entsprache. Im Gegenteil ist das Verfahren vor dem Bundesasylamt mit den oben dargestellten Mangeln behaftet.
Samtliche Erhebungen, welche grundsatzlich von der belangten Behérde durchzufiuhren sind, waren demnach durch
den Asylgerichtshof zu tatigen, sohin verbietet sich unter Berucksichtigung der oben dargestellten Ausfihrungen des
Verwaltungsgerichtshofes und unter Effizienzgesichtspunkten eine Heranziehung des Paragraph 66, Absatz 3, AVG.
Besondere Gesichtspunkte, die aus der Sicht des Asylgerichtshofes gegen eine Kassation des angefochtenen
Bescheides sprechen wirden, sind im vorliegenden Fall nicht erkennbar.

6. Aus den dargelegten Griinden war daher spruchgemal3 der angefochtene Bescheid des Bundesasylamtes gemal38
66 Abs. 2 AVG zu beheben und die gegenstandliche Rechtssache an das Bundesasylamt als belangte Behdrde zur
neuerlichen Einvernahme und Entscheidung zurlckzuverweisen. Das Bundesasylamt wird im fortzusetzenden
Verfahren die dargestellten Mangel zu verbessern haben.6. Aus den dargelegten Grinden war daher spruchgemal der
angefochtene Bescheid des Bundesasylamtes gemalR Paragraph 66, Absatz 2, AVG zu beheben und die
gegenstandliche Rechtssache an das Bundesasylamt als belangte Behdrde zur neuerlichen Einvernahme und
Entscheidung zurlckzuverweisen. Das Bundesasylamt wird im fortzusetzenden Verfahren die dargestellten Mangel zu
verbessern haben.
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